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1. Spielerische Apfelvielfalt im Entdeckergarten am 3. Oktober 2025 

Zeit: 03.10.2025, 11:00 – 17:00 Uhr 

Ort: Entdeckergarten, Tangstedter Straße 101, 25462 Rellingen 

 

 

Foto: Rainer Reischuck 

Am 3.10. präsentiert der BUND auf dem Apfelfest 

des Umwelthauses Pinneberg e.V. die bunte Viel-

falt der Apfelwelt. 

Neben dem Sehen, Fühlen, Riechen steht das 

Schmecken der alten Sorten im Mittelpunkt. 

Wer 3-5 unbekannte Äpfel seines/ihres Apfel-

baums mitbringt, kann auf eine Bestimmung der 

Sorte am BUND – Stand hoffen. Es müssen tat-

sächlich 3-5 Äpfel vom gleichen Baum an ver-

schiedenen Stellen des Baumes sein! 

Eine Rarität wird das Apfelmemory sein, an dem 

große und kleine Apfelkenner 15 verschiedene 

Apfelsorten spielerisch unterscheiden müssen. 

Denn wer kennt noch Stina Lohmann, Schöner 

von Haseldorf, Dithmarscher Paradiesapfel oder 

Seestermüher Zitronenapfel? 

Wir freuen uns auf viele Apfelfans! 

Kontakt: rainer.reischuck@gmail.com 

 

 

 

E-Mail-Rundbrief des BUND Pinneberg - 2/2025 

vom 17. September 2025 
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2. Vortrag zur Flächenkonkurrenz im Kreis Pinneberg am 29. September 

Zeit: 29.09.2025, 18:30 Uhr 

Ort: Stadtbücherei Quickborn, Bahnhofstraße 100, 25451 Quickborn 
 

 

Foto: Hans-Joachim Bull 

Im Rahmen der Wanderausstellung „Flächen 

FAIRteilen“ findet am 29. September ein span-

nender Vortrag unter dem Titel „Wo soll das 

alles hin? - Flächenkonkurrenz im Kreis Pinne-

berg“ statt. Referent ist Merlin Michaelis, Refe-

rent für Flächennutzung beim Bund für Umwelt 

und Naturschutz Deutschland (BUND) Landes-

verband Schleswig-Holstein e.V. 

Ob Wohnungsbau, Landwirtschaft, Gewerbe, 

erneuerbare Energien oder Naturschutz – die 

Nachfrage nach Fläche wächst, doch der ver-

fügbare Raum ist begrenzt. Wie kann eine ge-

rechte und nachhaltige Nutzung der Flächen 

gelingen? Welche Konflikte entstehen, und wel-

che Lösungen gibt es? In seinem Vortrag be-

leuchtet Merlin Michaelis die drängenden Her-

ausforderungen der Flächenkonkurrenz und 

stellt innovative Ansätze zur Diskussion. 

Im Anschluss an den Vortrag sind alle Besuche-

rinnen und Besucher herzlich eingeladen, sich 

an einer offenen Diskussion zu beteiligen und 

gemeinsam über mögliche Wege zu einer fairen 

Flächenverteilung zu sprechen.  

Der Eintritt ist frei. 

Weitere Infos: https://www.bund-

sh.de/flaechenkonkurrenz  

 

3. Unsere Flächen im Vielmoor 

Der BUND besitzt Hochmoor-Flächen von gut 2 ha im Vielmoor in den Gemeinden Langeln und 

Hemdingen. Mindestens die Flächen in Hemdingen würden wir gern renaturieren. Doch das ist ein wei-

ter und mühsamer Weg, denn eine Wiedervernässung erfordert das Einverständnis der umliegenden 

Landnutzer*innen und behördliche Genehmigungen. 

Während auf anderen Standorten Gehölze angepflanzt werden, sind sie in Mooren unerwünscht. Des-

halb planen wir als erste Maßnahme auf den Hemdinger Flächen im kommenden Winter das Entfernen 

einiger Gehölze. Ein Termin steht noch nicht fest. Wer sich vorstellen kann, an einem solchen Einsatz 

teilzunehmen, möge uns das bitte an pinneberg@bund-sh.de mitteilen. Wir würden uns freuen.  

 

 

 

https://www.bund-sh.de/flaechenkonkurrenz
https://www.bund-sh.de/flaechenkonkurrenz
mailto:pinneberg@bund-sh.de
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4. Wir bauen Häuser für Meise, Star und Co. im Entdeckergarten am 6. Dezember 2025 

Zeit: 06.12.2025, ab 10:00  Uhr 

Ort: Entdeckergarten, Tangstedter Straße 101, 

25462 Rellingen 

Anmeldung bei Rainer Reischuck;  

rainer.reischuck@gmail.com ;  04101 – 64403 

Spende erwünscht, für BUND-Mitglieder ist die 

Teilnahme kostenlos. 

 

 

 

 

5. Unsere Bewertung der ersten135 Tage von „Schwarz-Rot“ in Berlin 

Schon für die gescheiterte „Ampel-Koalition“ waren Natur-, Umwelt- und Klimaschutz lästiges Beiwerk, 

um das man sich – wenn überhaupt – nur widerwillig gekümmert hat oder sogar bestehende Regelungen 

(z.B. die Sektorziele für die Emissionsreduktion von Treibhausgasen) abgeschafft oder aufgeweicht hat. 

Die Grünen wollten sicherlich mehr, haben sich aber kaum darum bemüht, ihre Ziele auch durchzusetzen. 

Die neue Bundesregierung –  seit dem 6. Mai 2025 im Amt – schlägt jedoch in der Disziplin „Ignoranz 

von Natur-, Umwelt- und Klimaschutz“ die „Ampel“ noch einmal um Längen. 

Laut Umweltbundesamt (UBA) beliefen sich die umweltschädlichen Subventionen in Deutschland im 

Jahr 2018 auf rund 65,4 Mrd. EUR1). Neuere Zahlen haben wir beim UBA nicht gefunden, dafür aber bei 

der Klima-Allianz Deutschland e.V. Sie schreibt auf ihrer Internetseite2): „Getrieben durch die Maßnah-

men in der Energiepreiskrise ist der Umfang fossiler Subventionen sogar auf 85 Mrd. Euro im Jahr 2023 

angewachsen. Die Subventionen blockieren die Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft, wirken 

häufig sozial ungerecht und belasten den Staatshaushalt. Ihre Umgestaltung wäre gut für Umwelt, Kli-

ma, Staatshaushalt und soziale Gerechtigkeit.“  

Doch was macht die neue Bundesregierung? Anstatt die umweltschädlichen Subventionen wenigstens 

langsam abzuschmelzen, legt sie noch einmal bis zu 15 Mrd. EUR an klimaschädlichen Subventionen 

drauf3).  

Die neuen klimaschädlichen Subventionen verschärfen nicht nur die Schäden für das Klima, die Natur 

und die Umwelt, sondern auch die chronische strukturelle Unterfinanzierung der öffentlichen Haushalte 

auf allen Ebenen. Dabei trifft es natürlich die Schwächsten im System am härtesten: die Kommunen. 

 
1
) https://www.umweltbundesamt.de/daten/umwelt-wirtschaft/umweltschaedliche-subventionen-in-deutschland  

2
) https://www.klima-allianz.de/publikationen/publikation/analyse-umweltschaedliche-subventionen-und-anreize-im-koalitionsvertrag  

3
) https://taz.de/Fossile-Subventionen-der-Merz-Regierung/!6092434/  

 

Beispiel für eine konsequent falsche Politik 

Die Bundesregierung – nicht erst die neue, die aber im besonderen Maße – „arbeitet“ konsequent an 

einem steigenden Verkehrsaufkommen. Anstatt Anreize zu setzten, bei einem Jobwechsel auch den 

Wohnort zu wechseln, um lange Pendler*innen-Wege zu vermeiden, setzt sie Anreize, eben genau das 

nicht zu tun, indem sie die Pendlerpauschale erhöht und bestehende Hürden und Hemmnisse für einen 

Wohnortwechsel nicht angeht.  

mailto:rainer.reischuck@gmail.com
https://www.bund.net/handeln-sie-nicht-handeln-wir/
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umwelt-wirtschaft/umweltschaedliche-subventionen-in-deutschland
https://www.klima-allianz.de/publikationen/publikation/analyse-umweltschaedliche-subventionen-und-anreize-im-koalitionsvertrag
https://taz.de/Fossile-Subventionen-der-Merz-Regierung/!6092434/
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In Dänemark wird bspw. im Falle eines Jobwechsels meistens der Wohnort „einfach“ mit gewechselt, 

wenn sich ohne Wohnortwechsel die Entfernung zum neuen Arbeitsplatz erhöht. Warum geht das in 

Deutschland nicht? 

Ein Wohnortwechsel ist in Deutschland extrem schwierig, kompliziert und teuer. Sofern man überhaupt 

im gewünschten Ort eine neue Mietwohnung findet, ist i.d.R. mit einer deutlich höheren Miete als für die 

alte Wohnung zu rechnen, weil die bestehenden Regulierungen zur Begrenzung von Mieten versagen, 

Vermieter also in Regionen mit angespanntem Wohnungsmarkt bei Neuvermietungen weitgehend ver-

langen können, was sie wollen.  

Dabei gibt es in Deutschland insgesamt gar nicht zu wenig Wohnraum, er steht nur oft leer oder ist 

falsch verteilt. Auch hier wäre es Aufgabe der Politik, Anreize und Regulierungen zu schaffen, dass 

Menschen so wohnen können, wie sie möchten. Ein typischer Fall: Ein Paar, dessen Kinder „aus dem 

Haus sind“, lebt weiter zu zweit auf 150 - 200 m2 Wohnraum, weil ein Umzug in eine kleinere Wohnung 

oder ein kleineres Haus „unwirtschaftlich“ wäre. Geht es dabei um gemieteten Wohnraum, muss aus 

den oben genannten Gründen für die neue kleinere Wohnung oft mit einer ähnlich hohen oder sogar 

höheren Miete als für die alte zu große Wohnung gerechnet werden. 

Geht es um Wohneigentum, muss mit anderen Schwierigkeiten und Hürden gekämpft werden. Wer Wohn-

raum an einem Standort verkauft und an einem anderen kauft, zahlt rund 10 % Nebenkosten für den Immo-

bilientausch, davon (in Schleswig-Holstein) allein 6,5 % Grunderwerbsteuer. Ein besonderes Ärgernis in 

diesem Zusammenhang: Immobilienkonzerne können die Grunderwerbsteuer durch sogenannte „Share-

Deals“ vermeiden. Es trifft also – wie so oft – nur die „kleinen“ Wohnungs- und Hauseigentümer*innen. 

In der Summe tragen all diese Fehlanreize zu einem ständig steigenden Verkehrsaufkommen bei. Folge: 

Verstopfte Straßen, überfüllte Züge und überlastete Bahnstrecken, was wiederum massive Verspätun-

gen im Schienenverkehr zur Folge hat, was wiederum zur Folge hat, dass die Menschen vom ÖP(N)V 

auf das Auto umsteigen, was wiederum noch verstopftere Straßen zur Folge hat.  

So wird dann begründet, dass im Land mit einem der dichtesten Straßennetze der Welt angeblich immer 

noch mehr Straßen gebaut werden müssen. Und jede neue Straße erzeugt dann noch einmal zusätzli-

chen Verkehr, für „Schwarz-Rot“ kein Problem, sondern erwünscht, denn so machen die Autokonzerne  

weiterhin Gewinne, auch wenn diese rückläufig sind, da deutsche CO2-Schleudern im Ausland zuneh-

mend verschmäht werden. 

Richtig wäre: Die Pendlerpauschale senken statt erhöhen, weitere umweltschädliche Subventionen  

abbauen, die dadurch frei werdenden Mittel verwenden, um den ÖP(N)V und die Radverkehrsinfrastruk-

tur zu stärken sowie den Ländern zur Verfügung zu stellen, damit sie die Grunderwerbsteuer senken 

oder abschaffen können. Dann braucht man auch keine neuen Straßen mehr und hätte weitere Mittel 

zur Verfügung, z.B. für eine bessere finanzielle Ausstattung der Kommunen und eine Sanierung des 

„kaputtgesparten“ Schienennetzes. Außerdem bezahlbare Mieten auch in Ballungsräumen endlich re-

gulatorisch durchsetzen sowie finanzielle und bürokratische Hürden beim privaten Kauf und Verkauf 

von Wohnraum abbauen.  

„Schwarz-Rot“ will das Verbandsklagerecht abschaffen 

Damit neue Straßen in Zukunft schneller gebaut werden können, will „Schwarz-Rot“ das Verbandskla-

gerecht auf die „tatsächliche Betroffenheit ausrichten“. Was heißt das?  

Umweltverbände sollen in Zukunft nicht mehr gerichtlich überprüfen lassen können, ob Planungen von 

Infrastrukturprojekten oder Industrieanlagen gegen geltendes Recht wie z.B. das Bundesnaturschutz-

gesetz (BNatSchG) oder das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) verstoßen, sie sollen nur 

noch klagen können, wenn sie „tatsächlich betroffen“ sind, also bspw. ein Grundstück besitzen, das 

auf einer geplanten Autobahntrasse liegt.  
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Das können Bürger*innen aber auch, also klagen, wenn sie „tatsächlich“ bzw. „persönlich“ betroffen 

sind. Bisher zeichnete sich das Verbandsklagerecht eben genau dadurch aus: Dass Umweltverbände 

im Gegensatz zu Bürger*innen auch dann klagen konnten, wenn sie nicht „tatsächlich“ bzw. „persön-

lich“ betroffen waren, sondern auch dann, wenn gegen geltendes Recht verstoßen wurde. Faktisch 

wäre das Vorhaben von „Schwarz-Rot“ deshalb eine Abschaffung des Verbandsklagerechts. 

Kommt „Schwarz-Rot“ damit durch, wäre das ein Blankoscheck für Planungsbehörden und Unterneh-

men, nach Belieben gegen geltendes Umwelt- und Naturschutzrecht zu verstoßen, denn wenn Umwelt-

verbände gegen solche Praktiken nicht mehr vorgehen können (Bürger*innen können es ohnehin nicht), 

wird es in diesem unserem Lande niemanden mehr geben, der Planungen gerichtlich auf Rechtsverstö-

ße im Bereich Umwelt- und Naturschutz überprüfen lassen wird.  

Oliver Welke in der heute-show vom 14. März 2025: „Die Umwelthilfe macht das, was Politiker machen 

müssten, nämlich geltendes Recht durchsetzen.“  Das gilt aber natürlich nicht nur für die Deutsche 

Umwelthilfe, sondern für alle Umweltverbände. 

Mehr Infos dazu und über weitere Angriffe auf die Zivilgesellschaft, die Demokratie und den Rechtsstaat 

gibt es in unserem letzten Mail-Rundbrief. 

Die neue Bundesregierung befindet sich auf vielen Politikfeldern auf dem Weg in die Vergangenheit 

und wird deshalb bereits vielfach als Rückschrittskoalition bezeichnet.  

Wir könnten uns bspw. auch damit auseinandersetzen, was sie mit dem Begriff „Technologieoffen-

heit“ meint. Aber das hat unser Bundesverband bereits gemacht.  

 

6. Online-Aktionen und –Petitionen  

 Rettet das Herz der Nordsee, die Doggerbank endlich vor Grundschleppnetzen zu schützen: Petition des BUND 

 Mit Wirtschaftsministerin Katherina Reiche droht der fossile Rückschritt: Petition von Campact  

 Keine 3,4 Mrd. € aus dem Klima- und Transformationsfonds für fossiles Gas: Petition von Campact 

 „Ewigkeitschemikalien“ PFAS endlich verbieten: Petition von Die Grünen/EFA im Europäischen Parlament 

 Brasiliens Präsident Lula muss das „Amazonas-Zerstörungsgesetz“ ablehnen: Petition von Ekō, San Francisco 

 Für ein gesundes und nachhaltiges Lebensmittelsystem: Petition von WeMove Europe 

 US Tech-Giganten besteuern: Petition von Die Grünen/EFA im Europäischen Parlament 

 Keine Zerstörung des Jadar-Tals in Serbien: Petition von Campact 

 Verhaftet wg. friedlichen Protests gegen das Palmölunternehmen Sin Heng Chan: Petition von Ekō 

 Keine Netzgebühren für PV-Einspeisung: Petition von Campact 

 Das Amt der Bundestierschutzbeauftragten muss bleiben: Petition von Change.org 

 Keine Geschenke für die Gaslobby: Aktion des Umweltinstituts München e.V. 

 Kein Steuergeld für die AfD-Stiftung: Petition von Campact 

 Mobilitätswende in Hamburg konsequent fortsetzen: Petition von Campact 

 Offenen Brief an Kanzler Merz unterschreiben: Petition von Greenpeace 

Mit freundlichen Grüßen   

BUND-Kreisgruppe Pinneberg  

https://www.bund-pinneberg.de/ 
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